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Eine Besinnung zu Beginn: 

Was «ist» das Grundgesetz?

«Grundgesetz» – ist im Deutschen ein eigenartiger Begrif für 
eine Verfassung. Einen «klanglosen Namen» nannte ihn der Po-
litikwissenschaftler Dolf Sternberger. In den Verhandlungen der 
Jahre 1948 /49 wurde er auf der Suche nach einer Bezeichnung 
wohl vom sozialdemokratischen Hamburger Bürgermeister 
Max Brauer vorgeschlagen. Welche Geschichte ist zu erzählen, 
welcher Gegenstand zu beschreiben, wenn man eine Einführung 
in das «Grundgesetz» geben will? Hinter diesen scheinbar trivi-
alen Fragen stecken sehr umstrittene Probleme.

Das «Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland», ein 
im Bundesgesetzblatt des Jahres 1949 auf der Seite 1 veröfent-
lichter Text, ist etwas anderes als das Regierungssystem eben 
dieses Staates, und doch ist das eine nicht ohne den anderen zu 
denken. Das Grundgesetz ist ein Text und es ist eine Norm. Die 
Fragen, wie aus einem Text eine Norm wird, ob sich die Nor-
men des Grundgesetzes oder eines anderen Gesetzes allein auf 
Rechtstexte zurückführen lassen und welche Spuren Normen in 
der Praxis einer politischen Gemeinschaft hinterlassen, gehören 
zu den schwierigsten und umstrittensten der Rechtsphilosophie 
und der Verfassungstheorie. Diese Fragen sind hier nicht zu be-
antworten, doch soll an sie im Eingang unserer Darstellung er-
innert werden: zum einen, um zu zeigen, dass der scheinbar so 
selbstverständliche Titel dieses kleinen Buches seinen möglichen 
Inhalt keineswegs einfach und eindeutig festlegt, zum anderen, 
um seinem Autor Gelegenheit zu geben, den Lesern über seinen 
persönlichen Zugang zu diesem Buch Rechenschaft abzulegen.

Das Grundgesetz wird hier zunächst einmal als ein Text ver-
standen, ein Text, dessen Lektüre jedem ofensteht, der sich ei-
nen Eindruck davon machen möchte, in welcher Ordnung er 
lebt. Eine solche Lektüre in der «ofenen Gesellschaft der Ver-
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fassungsinterpreten» (Peter Häberle) gehört zu einer Demokra-
tie, in der die Bürgerinnen und Bürger nur sich selbst haben, um 
zu bestimmen, wie die eigene politische Ordnung gestaltet und 
wie die eigene Verfassung zu lesen ist. Nun ist nicht jedes Ver-
ständnis eines Textes gleich überzeugend und ein ungeübter Le-
ser verwandelt sich durch aufmerksames Studium nicht von 
selbst in einen Verfassungsrechtler oder gar in das Bundesver-
fassungsgericht. Auch ist das Grundgesetz jedenfalls in seiner 
Urfassung zwar ein in schöner schlichter Sprache gehaltener, 
aber deswegen noch nicht einfach zu verstehender Text. Das 
Grundgesetz bringt uns – und hier liegt ein schwieriger, aber un-
vermeidlicher Widerspruch des demokratischen Verfassungs-
rechts – zugleich einen Text für alle und einen solchen für Ex-
perten – durchaus einem bleibenden Stück Literatur vergleichbar, 
das professionelle Interpreten ebenso zu beschäftigen vermag 
wie neugierige Leser. Etwas von der technisch richtigen Lektüre 
des Grundgesetzes zu vermitteln, ohne dadurch den Lesern den 
Eigensinn des ersten Lesens abzugewöhnen, wäre ein Ziel dieses 
Buches. Denn letztlich bleibt das Grundgesetz ihr, unser Text.

Das Grundgesetz ist aber auch eine Norm, eine Institution. Es 
beschreibt, wie die politische Ordnung sein soll  – und seine 
Normativität hat mit seiner Beschafenheit als Text viel zu tun. 
Eine solche Norm muss zwar nicht aus einem geschlossenen 
Text bestehen, wir kennen zumindest eine politische Ordnung 
ohne geschriebene Verfassung, diejenige Großbritanniens. Doch 
dürfte die Abwesenheit eines Verfassungstextes deren Normati-
vität, in diesem Fall der gesammelten Traditionen der britischen 
politischen Praxis, beschränken. Denn eine Verfassung, die sich 
nicht in einem Text materialisiert, sondern auf Traditionen und 
Gewohnheiten verweist, zieht die Grenze zwischen Norm und 
Wirklichkeit weniger deutlich als eine geschriebene Verfassung. 
Anders gesagt: Der Text des Grundgesetzes ermöglicht es uns, 
der gesellschaftlichen und politischen Realität Kriterien entge-
genzusetzen – und zwar nicht nur als Gericht, sondern auch als 
Bürgerinnen und Bürger, die sich die Frage stellen, was denn 
«Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus.» bedeutet und inwie-
weit diese Norm sich in Deutschland auch verwirklicht indet. 
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Abweichungen zwischen einer Norm und der Realität sind kei-
neswegs etwas Pathologisches, sie machen die Norm erst zur 
Norm, die sich andernfalls gar nicht von der Realität unter-
scheiden ließe. Für das Grundgesetz bedeutet das: Die Lektüre 
seiner Normen muss dazu dienen, Realitäten zu kritisieren, 
nicht aber die Verfassung als «falsches Versprechen» zu entlar-
ven. Die Versprechen einer demokratischen Verfassung sollen 
nicht als beständiger Quell der Enttäuschung dienen, so lesen 
gerade Ungeübte und Autoritäre gern das Grundgesetz, sondern 
als ein Ansporn, die Ordnung weiterzuentwickeln.

Diese Überlegungen werden für den Aufbau dieses Buches 
Konsequenzen haben, und zwar konkret für seine beiden zent-
ralen Kapitel: Im Anschluss an eine Einführung zu Vorgeschich-
ten und Entstehung des Grundgesetzes (I.) soll im folgenden Teil 
das Grundgesetz als Text vorgestellt werden, also die Perspek-
tive eines Erstlesers eingenommen werden, um Aufbau, Struk-
tur und einige zentrale Aussagen besser verstehen zu können 
(II.). Dem folgt die Vorstellung des Grundgesetzes als Norm, 
also als ein Faktor in unserer politischen und gesellschaftlichen 
Ordnung. Dieser Abschnitt bettet das Grundgesetz in eine 
kleine Geschichte der Bundesrepublik ein (III.). Dem wird sich 
ein kurzer Abschnitt zur Verfassungskultur des Grundgesetzes 
anschließen (IV.). Der letzte Abschnitt stellt einige aktuelle He-
rausforderungen an das Grundgesetz vor (V.). Systematische und 
historische Fragen sind in der Darstellung des Buches unver-
meidlich miteinander zu verschränken.



I. Vorgeschichten und Entstehung

Eine Institution von 70 Jahren ist schon lange nicht mehr jung. 
Das gilt auch für das Grundgesetz. Der Beginn seiner Geltung 
ist für uns heute so weit entfernt wie das frühe Kaiserreich des 
Jahres 1879 für die Zeitgenossen des Jahres 1949. Doch wäh-
rend in dieser Epoche drei politische Ordnungen – Kaiserreich, 
Weimarer Republik und Nationalsozialismus – und zwei Welt-
kriege Platz fanden, erscheint die Epoche des Grundgesetzes er-
eignis-, in jedem Fall katastrophenarm. Dieser Erfolg ist erfreu-
lich, aber er hat für die Zukunft wenig Aussagekraft. Schon 
Machiavelli stellte fest, dass eine junge Ordnung mehr Legiti-
mation hat als eine alte. Einer neueren vergleichenden Studie 
zufolge beläuft sich die durchschnittliche Geltungsdauer einer 
modernen Verfassung seit den atlantischen Revolutionen auf 
19 Jahre. Wenige Verfassungen altern so gut wie die amerikani-
sche, und nicht immer entsteht das Bedürfnis nach einer neuen 
Ordnung daraus, dass es mit der alten Ordnung echte Probleme 
gäbe. Diese Vergänglichkeit des Institutionellen steht uns in der 
Gegenwart des Jahres 2019 viel dringlicher vor Augen als noch 
vor einem Jahrzehnt. Heute sind elementare Bestandteile demo-
kratischer Rechtsstaatlichkeit ebenso umstritten wie die politi-
schen Projekte der internationalen und europäischen Einbin-
dung, die den Müttern und Vätern des Grundgesetzes vor Augen 
standen. Dies wird die Ordnung des Grundgesetzes nicht not-
wendig beenden, aber sicherlich verändern. Das Grundgesetz ist 
unversehens zu einem auch historischen Phänomen geworden.

1. Vorgeschichten

Auch verfassungsrechtlich hat es in Deutschland eine «gute alte 
Zeit» nie gegeben. Wer sie im 19. Jahrhundert sucht, muss poli-
tische Freiheit für eine Nebensache halten.



1. Vorgeschichten 13

Das lange 19. Jahrhundert

Die Geschichte geschriebener Verfassungen beginnt mit den de-
mo kratischen Revolutionen in den Vereinigten Staaten und 
Frankreich am Ende des 18. Jahrhunderts. Diese geben der Idee 
der Verfassung eine neue Bedeutung. Verfassungen sind nun-
mehr einheitliche Urkunden, die die Gründung einer demokra-
tischen Ordnung dokumentieren. Für die zersplitterte deutsche 
Staatenwelt an der Wende vom 18. zum 19. Jahrhundert ist diese 
Erindung aber nur in Teilen eine politische Option. Im Gefolge 
der napoleonischen Besetzung werden geschriebene Verfassun-
gen zu einem Kennzeichen der Modernisierung, das sich seit 
den 1810 er Jahren langsam auch in Deutschland durchzusetzen 
beginnt: ein Prozess, der sich durch das ganze 19. Jahrhundert 
zieht. Allerdings sind die geschriebenen Verfassungen in Deutsch-
land nicht Ausdruck einer demokratischen Neu gründung. Die 
im Laufe des Jahrhunderts in Kraft tretenden Verfassungen 
funktionieren vielmehr unter den Bedingungen der fortgesetz-
ten Monarchie als eine Art Vertrag zwischen dem Monarchen 
und seinen Untertanen, in dem der nach wie vor Souveränität 
beanspruchende Monarch sich selbst zur Einhaltung bestimm-
ter Regeln verplichtet. Es ist das zentrale institutionelle Pro b-
lem der konstitutionellen Monarchie, dass der Monarch zu ei-
nem Teil der verfassungsmäßigen Ordnung wird, diese Ordnung 
jedoch seinem eigenen Anspruch nach jederzeit aushebeln kann. 
Dieser Widerspruch wird die deutsche Verfassungsgeschichte 
bis zum Ersten Weltkrieg beschäftigen. Institutionell kommt er 
im Widerstreit zwischen bürgerlichem Repräsentationsorgan, 
also dem Parlament, und monarchischer Verwaltung zum Aus-
druck, deren Konlikte durch politische und militärische Durch-
setzungsstärke, nicht durch Recht – und das bedeutet zugunsten 
des Monarchen – entschieden wurden.

Für die Mütter und Väter des Grundgesetzes taugten die deut-
schen Verfassungen des 19. Jahrhunderts daher nur sehr bedingt 
als Vorbild. Elemente, die das Grundgesetz auszeichnen, wie die 
parlamentarische Verantwortlichkeit der Regierung, die  – im 
19. Jahrhundert außerhalb der USA allerdings unübliche – ge-
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richtliche Kontrolle des Gesetzgebers oder die Formulierung von 
allgemeinen Verfassungsprinzipien inden sich in diesen Verfas-
sungen nicht. Die Verfassungen der deutschen Länder sind zu-
meist Organisationsstatute ohne einen eigenen Grundrechtsteil. 
Da dem europäischen 19. Jahrhundert die Institution der Ver-
fassungsgerichtsbarkeit weitgehend fremd ist, kann man von ei-
nem «Vorrang der Verfassung» in einem modernen Sinne, wie 
wir ihn für das Grundgesetz kennenlernen werden, nicht spre-
chen (S. 62). Die Grundrechte sind im 19. Jahrhundert keine Ga-
rantien, die dem Gesetzgeber entgegengehalten werden können. 
Im Konlikt zwischen liberalen Parlamenten und monarchi scher 
Verwaltung müssen sie vielmehr in Form des Gesetzes politisch 
durchgesetzt werden, um die Exekutive zu binden. So in den 
sich die Grundrechte des 19. Jahrhunderts in den Pres se gesetzen 
oder der Gewerbeordnung. Entsprechend konnten diese Garan-
tien vom Parlament, wenn sich Mehrheiten fanden, auch wieder 
zurückgenommen werden wie in den Bismarck’schen Sozialis-
tengesetzen.

Die lakonische Sprache des Grundgesetzes kann man immer-
hin in diese Epoche zurückverfolgen. In der Verfassung des Kai-
serreichs, der ersten Verfassung eines deutschen Nationalstaates, 
entdecken wir auch andere Elemente, die uns bekannt vorkom-
men: Von der Bezeichnung des Chefs der Reichsleitung als 
«Kanzler», die ihrerseits aus dem Alten Reich kommt, bis zum 
Nebeneinander eines Reichstages und eines Bundesrates in der 
Gesetzgebung inden sich viele begriliche Elemente im Grund-
gesetz wieder.

Auf der Suche nach Vorbildern für das Grundgesetz in der 
deutschen Verfassungsgeschichte des 19. Jahrhunderts wird man 
allein die Verfassung der Paulskirche nennen können: Dieses in 
der Revolution 1848 /49 gescheiterte Projekt diente beiden deut-
schen demokratischen Verfassunggebungen in Weimar wie in 
Bonn als ein Orientierungspunkt. Liest man diese Verfassung 
heute, so wirkt sie erstaunlich modern, orientiert an den konsti-
tutionellen Monarchien ihrer Zeit, wie denen in Belgien und 
England, vor allem aber an der Verfassung der Vereinigten Staa-
ten. Zwar konnte sich auch die Paulskirchenverfassung nicht 
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zur Einführung der parlamentarischen Verantwortung der Re-
gierung durchringen. Damit bleibt sie dem Dualismus zwischen 
monarchischer Exekutive und demokratischem Gesetzgeber 
verhaftet. Andere Regelungen, wie die moderne Formulierung 
des Grundrechtskatalogs und die Vorwegnahme ihrer gericht-
lichen Überprüfung, sind aber wegweisend, auch wenn der hier 
zu bemerkende Vorsprung rechtsstaatlicher vor demokratischen 
Institutionen seinerseits für die deutsche Verfassungsgeschichte 
typisch ist.

Der wesentliche Einluss auf das Grundgesetz entstammt we-
niger den Verfassungen des 19. Jahrhunderts als der deutschen 
rechtsstaatlichen Tradition: die zentrale Rolle des Gesetzes für 
das Handeln der Verwaltung, insbesondere als Grundlage für 
Eingrife in «Freiheit und Eigentum», die intensive gerichtliche 
Kontrolle der Verwaltung, die Entwicklung des Verhältnismä-
ßigkeitsmaßstabes (S. 74 f.), die relativ weitgehende Unabhän-
gigkeit der Justiz. All diese Errungenschaften wird das Grund-
gesetz in Verfassungsrang erheben.

Weimarer Republik und Nationalsozialismus

Zu Unrecht genießt die Weimarer Reichsverfassung nach wie 
vor einen schlechten Ruf. Es handelte sich um eine sehr gut ge-
machte Verfassung, die das Grundproblem der Weimarer Poli-
tik, die fehlende Beliebtheit des parlamentarischen Regierungs-
systems bei der Mehrheit der deutschen Bevölkerung, scharf 
erkannte und konstruktiv zu lösen versuchte: mit der Einrich-
tung einer parlamentarischen Regierung einerseits und einem 
starken, direkt gewählten Reichspräsidenten und Volksabstim-
mungen andererseits. Das System der Weimarer Reichsverfas-
sung stellte repräsentative und direkte demokratische Legitima-
tion nebeneinander. Dies war eine bemerkenswerte institutionelle 
Lösung, die wir heute noch in vielen Verfassungen der Welt, etwa 
der geltenden französischen, wiederentdecken können, wenn sie 
auch später für das Grundgesetz bewusst abgelehnt wurde. Zu 
diesem Organisationsmodell kam eine moderne Kon    zeption von 
Grundrechten, die keinesfalls nur – wie oft behauptet wird – als 
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«Programmsätze» dienten, sondern die Gesetzlichkeit und ge-
richtliche Überprüfbarkeit des Verwaltungshandelns sicherstell-
ten. Solche Errungenschaften verleihen der Weimarer Reichs-
verfassung einen Wert, den wir nicht von ihrem Ende her 
bemessen können. Wir können die Weimarer Reichsverfassung 
nicht danach beurteilen, dass sie  – wie fast alle europäischen 
Demokratien der Zwischenkriegszeit – gescheitert ist. Vielmehr 
sollten wir sie als ein verfassungspolitisches Experiment auf 
 hohem Niveau würdigen, von dem sich etwas lernen lässt  – 
und zwar nicht nur im Negativen. Nicht zuletzt ist die Weima-
rer Reichsverfassung die erste und bis zum Grundgesetz einzige 
geltende demokratische Ordnung in Deutschland gewesen. Da-
mit steht sie im Zentrum unseres dürftigen demokratischen 
Tradi tionsbestandes, zu dessen verfassungsrechtlich ermöglich-
ten Fort  schritten das Frauenwahlrecht, die Reformen des Straf-
rechts, der Jugendfürsorge, des Finanzverfassungsrechts, des 
Sozialrechts oder auch ein so unbekanntes Element wie die 
Schafung einer modernen Geschäftsordnung der Reichsregie-
rung gehören. All diese Errungenschaften zählen genauso zur 
klassischen Moderne der Weimarer Republik wie die Bauhaus- 
Kultur oder das experimentelle Theater.

Die Erinnerung an diese Institutionen und an die Theoretiker 
und Praktiker des Weimarer Verfassungsrechts müsste eigent-
lich Teil einer funktionierenden demokratischen Verfassungs-
kultur der Bundesrepublik sein  – und so bleibt es irritierend, 
dass die Erinnerung an Rosa Luxemburg, immerhin eine Geg-
nerin der repräsentativen Demokratie, geplegt wird, nicht aber 
diejenige an Hugo Preuß, den Schöpfer der Weimarer Reichs-
verfassung, einen hochproduktiven liberalen Staatsrechtler, 
dem das Kaiserreich die akademische Anerkennung verweigert 
hatte und dem erst die Weimarer Republik die Chance gab, eine 
Position als Professor zu bekommen.

Der Nationalsozialismus als negatives Vorbild

Mit der Abschafung von Individualrechten und Parlamentaris-
mus beendete der Nationalsozialismus die Weimarer Ordnung. 
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Zugleich funktionierten Teile des Rechtssystems, wie die Zivil- 
und Strafgerichtsbarkeit, weiter – und wurden, wenn es notwen-
dig war, durch politische Einlussnahme oder richterliche Selbst-
gleichschaltung den Anforderungen des Systems angepasst.

Der Nationalsozialismus diente, wie wir sehen werden, den 
Schöpfern des Grundgesetzes deshalb als negative Folie, als eine 
Art Anti-Verfassung. Die Verhinderung einer weiteren deut-
schen Diktatur war das entscheidende Anliegen sowohl der 
 Al li ierten als auch der Mitglieder des Parlamentarischen Rates. 
Einen unmittelbaren Einluss konnte der Nationalsozialismus 
auf das Grundgesetz trotz zahlreicher personaler und sozialer 
Kontinuitäten nicht nehmen. Wichtig für das Grundgesetz blieb 
 allerdings die Frage, wie der nationalsozialistische Umbau der 
Rechtsordnung zu verstehen war: Handelte es sich um die 
 gedankenlose Anwendung gesetzter Regeln durch Beamte und 
Richter ohne moralisches Bewusstsein? Diese Deutung herrschte 
in der Nachkriegszeit vor. Sie diente nicht zuletzt der Selbst-
rechtfertigung der Justiz, die darauf verweisen wollte, dass nur 
die strenge Beachtung des Gesetzesgehorsams sie zu Gehilfen 
des Regimes gemacht habe. Als Lehre bot sich eine moralische 
Auladung des positiven Rechts an, das aus naturrechtlichen 
oder «überpositiven» Elementen bestehen sollte. Der mit ehe-
maligen NS-Richtern belastete Bundesgerichtshof, das oberste 
Gericht in Straf- und Zivilsachen, vertrat diese Deutung. Das 
Bundesverfassungsgericht benutzte den Begrif «überpositives 
Recht» dagegen nur in einer seiner ersten Entscheidungen, um 
fortan auf ihn zu verzichten. Heute wissen wir aus der histori-
schen Forschung genauer, dass die Rechtsprechung im Natio-
nalsozialismus keineswegs strikt mit dem Gesetzeswortlaut um-
ging, sondern den Gesetzestext kreativ zu behandeln wusste, 
wenn es darum ging, politisch oder rassisch verfolgte Prozess-
parteien zu diskriminieren. Die nationalsozialistische Ideologie 
nahm eben auch für sich in Anspruch, überpositives Recht zu 
sein. Zudem war es ein erstaunlicher Gedanke, aus Erfahrungen 
mit dem Nationalsozialismus Lehren für den Umgang mit dem 
demokratischen Gesetzgeber ziehen zu wollen. Die im Grund-
gesetz ausdrücklich angeordnete Gesetzesbindung der Gerichte 
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zieht ihre Rechtfertigung doch gerade aus der demokratischen 
Legitimation des Gesetzgebers.

2. Vorentscheidungen

Am Anfang waren die Länder. Schon sehr bald nach der Kapi-
tulation des Deutschen Reiches hatten die Alliierten in Deutsch-
land mit allen drei Staatsgewalten ausgestattete Länder errichtet, 
die sich eine Verfassung gaben und freie und gleiche Parlaments-
wahlen abhielten. Deren Ministerpräsidenten waren die wich-
tigsten politischen Ansprechpartner der Alliierten und im span-
nungsreichen Dialog zwischen beiden entstand die Institution, 
die das Grundgesetz entwerfen sollte. Mit der Intensivierung 
des Konlikts zwischen den Westmächten und der sowjetisch be-
setzten Zone erwuchs die Notwendigkeit, eine gemeinsame Ord-
nung im Westen zu deinieren. Für die westlichen Alliierten stan-
 den einige Grundentscheidungen einer kommenden deutschen 
Verfassung fest: Diese sollte eine demokratische und gewalten-
geteilte Form erhalten und eine unabhängige Justiz. Vor allem 
die Amerikaner legten zudem großen Wert auf eine föderale 
Staatsorganisation.

Herrenchiemseer Entwurf

Im August 1948 trafen sich auf Initiative der Ministerpräsiden-
ten der Westzone, konkret auf Einladung des Bayerischen Minis-
terpräsidenten Hans Ehard, Politiker, Beamte und Verfas sungs -
rechtler auf der Herreninsel im Chiemsee, um Möglichkeiten 
einer Verfassunggebung zu diskutieren. Jedes der betrofenen 
11 Länder konnte einen Bevollmächtigten entsenden. Deren 
Mitarbeiter und weitere Sachverständige beteiligten sich an den 
Diskussionen. Manche einlussreichen Mitglieder des Parlamen-
tarischen Rates nahmen an den Beratungen teil wie etwa Adolf 
Süsterhenn und Carlo Schmid (S. 29).

Der Entwurf sollte als eine inoizielle Vorlage für den Parla-
mentarischen Rat dienen. Die grundlegende Frage nach einer 
west deutschen Staatsgründung blieb in der Debatte ofen. Ge-



2. Vorentscheidungen 19

rade für den Freistaat Bayern war der Konvent aber auch als ein 
politisches Vehikel gedacht, um eine stark föderale, wenig zent-
ralisierte Ordnung durchzusetzen. Die Einrichtung eines drei-
köpigen «Bundespräsidiums», bestehend aus dem Bundeskanz-
ler und den Präsidenten von Bundestag und Bundesrat, ist ein 
Beispiel für diesen Ansatz: Regelungen für ein echtes Staats-
oberhaupt sollten vermieden werden.

Die Arbeit des Konvents erzeugte in der zeitgenössischen Öf-
fentlichkeit keine sonderliche Resonanz. Das Ergebnis wurde 
als wenig relevant eingestuft, die Arbeit der Mitglieder an dem 
idyllischen Ort von der Presse verspottet. Liest man den soge-
nannten «Herrenchiemseer Entwurf» allerdings heute, so fallen 
die Ähnlichkeiten zum Grundgesetz sofort ins Auge: Der Ent-
wurf beginnt mit den Grundrechten, die ihrerseits mit einer 
Vorform der Menschenwürdegarantie anfangen. Die Gliede-
rung des Textes entspricht in vielem derjenigen des Grundge-
setzes, sogar die Formulierungen einzelner Vorschriften ent-
sprechen sich zum Teil vollständig, zum Beispiel Art. 24 Abs. 1 
HerrChE und Art. 24 Abs. 1 GG. Viele wichtige Fragen – wie 
die Beteiligung der Länder an der Gesetzgebung des Bundes – 
wurden in unterschiedlichen Varianten ofengelassen. Alles in 
allem sah der Entwurf, wie von Bayern gewünscht, eine starke 
Rolle der Länder vor.

Trotzdem diente er den Mitgliedern des Parlamentarischen 
Rates durchgehend als ein Orientierungspunkt und prägte da-
durch Systematik und sprachlichen Duktus des Grundgesetzes 
wie kein anderer Vorläufertext. Nicht selten waren im Parla-
mentarischen Rat Entscheidungen zu trefen, für die durch den 
Herrenchiemseer Entwurf bereits Formulierungsalternativen 
zur Verfügung standen. Dies macht das in knapp drei Wochen 
von so wenigen Personen erstellte Dokument zu einer bemer-
kenswerten Errungenschaft.

Das Grundgesetz als Provisorium?

Viele Ministerpräsidenten zögerten jedoch, den drei westlichen 
Besatzungszonen eine eigene verfassungsrechtliche Ordnung zu 
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geben, zum einen, weil sie die sowjetische Zone nicht von der 
Neuentstehung Deutschlands ausschließen wollten, zum ande-
ren, weil sie der Meinung waren, eine echte Verfassunggebung 
könne nur in souveräner Selbstbestimmung, nicht aber gleich-
sam unter Aufsicht der Alliierten geschehen. Je dringlicher diese 
Anliegen empfunden wurden, desto stärker war der Wider-
stand, die entstehende Ordnung als «Verfassung» und damit als 
etwas mehr oder weniger Endgültiges anzuerkennen. Je prag-
matischer die Beteiligten diese Fragen sahen, desto eher waren 
sie dagegen bereit, sich auf eine Verfassunggebung einzulassen 
und diese auch als solche zu bezeichnen. Grundsätzlich dachten 
die Sozialdemokraten «nationaler» und standen daher der Ent-
wicklung skeptischer gegenüber. Dies gilt namentlich für Carlo 
Schmid (S. 30). Die christdemokratischen Ländervertreter dage-
gen waren föderaler ausgerichtet und befürworteten einerseits 
eine schwächere Zentralgewalt, andererseits unterstützten sie 
den Vorgang einer westdeutschen Verfassunggebung eindeuti-
ger. Wichtige Vermittler in diesem Konlikt waren zwei sozial-
demokratische Bürgermeister: Ernst Reuter aus Berlin machte 
auf dem zweiten Trefen der Ministerpräsidenten im Juli 1948 
in Niederwald deutlich, dass das Entstehen eines demokrati-
schen Ordnungsmodells im Westen die einzige Möglichkeit war, 
das Verhältnis mit dem Osten zu klären – und zumindest einen 
Teil seiner Stadt demokratisch zu halten. Max Brauer, der Ham-
burger Regierende Bürgermeister, schlug schließlich einen Na-
men für die Verfassung vor, die so nicht heißen durfte: das 
Grundgesetz. Den westlichen Alliierten, die schon wegen der 
Expansion der Sowjetunion auf eine echte Staatsgründung 
drängten, war das eigentlich zu wenig. So übersetzten die Deut-
schen den Ausdruck überschießend mit «loi basique constitu-
tionelle» oder mit «basic constitutional law», um mehr zu sug-
gerieren, als gemeint war. Der erste Entwurf einer Präambel des 
Grundgesetzes überschlug sich denn auch darin, die Bedeutung 
des nachfolgenden Textes zu relativieren. Ein zeitgenössischer 
Journalist kommentierte: «Ich kenne keine Verfassungseinlei-
tung, die mit größerem Nachdruck den ihr folgenden Inhalt 
 entwertet.» Im Laufe der Zeit wurde auch den skeptischsten 
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Beo bachtern klar, dass hier ein Text entstand, der als solcher 
ungeachtet der Rechtslage Deutschlands in der Sache von ande-
ren Staatsverfassungen nicht zu unterscheiden war  – ein Ein-
druck, der sich allerspätestens im Moment der Wiedervereini-
gung 1989 /90 als richtig erwiesen hat.

Entstammt die Bezeichnung als Grundgesetz dem Bedürfnis, 
ein Provisorium zu bezeichnen, so wird man sich im Nachhin-
ein die Frage stellen, ob die Sorge der Deutschen, eine endgül-
tige Entscheidung zu vermeiden, um Ostdeutschland nicht aus-
zuschließen, nicht ihrerseits Ausdruck eines sehr speziischen 
Verfassungsverständnisses war. Für die Franzosen, die mittler-
weile in der IV. Republik lebten, wie für die Amerikaner, deren 
Verfassunggebung wohl nie als etwas Endgültiges gedacht war, 
blieben die begrilichen Probleme der Ministerpräsidenten 
auch deswegen so schwer verständlich, weil demokratische Ver-
fassungen streng genommen immer einen provisorischen Cha-
rakter haben. Die Vorstellung, dass die Verfassunggebung in ei-
ner Demokratie, in der ja eine selbstbestimmte Generation auf 
die nächste folgen soll, eigentlich niemals endet – niemand hat 
sie so deutlich formuliert wie Thomas Jeferson – , blieb den 
stärker rechtsstaatlich geprägten deutschen Nachkriegspoliti-
kern fremd. Spätestens nach der Wiedervereinigung ist es voll-
ends sinnlos geworden, das Grundgesetz als Provisorium zu 
verstehen – oder genauer, es für provisorischer zu halten als ir-
gendeine andere demokratische Ordnung.

3. Der Parlamentarische Rat

Zusammensetzung und Organisation

Über den Parlamentarischen Rat weiß die Forschung viel, aber 
in das allgemeine politische Bewusstsein der Bürger, der Verfas-
sungsteilnehmer, hat es die Verfassunggebung des Grundgeset-
zes nie geschaft. Manche Mitglieder, allen voran Konrad Ade-
nauer und Theodor Heuss, aber auch Carlo Schmid, Thomas 
Dehler und Heinrich von Brentano, kennen wir aus der folgen-
den politischen Geschichte der Bundesrepublik, aber andere be-
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deutende Mitglieder des Parlamentarischen Rates wie Hermann 
von Mangoldt, Robert Lehr, Walter Menzel, Anton Pfeifer, 
 Elisabeth Selbert oder Walter Strauss sagen uns wenig bis gar 
nichts. Sie waren allesamt nicht so bedeutend wie die größten 
der amerikanischen Verfassungsväter, Madison oder Adams, 
die dort jedes Schulkind kennt, und doch erklärt dies nicht das 
allgemeine Desinteresse an der Entstehung unserer Verfassung, 
nicht der einzige Hinweis auf einen Mangel an demokratischer 
Verfassungskultur (S. 93 f.). Dass so gut wie niemand Friedrich 
Wilhelm Wagner kennt, der sich maßgeblich für die verfassungs-
rechtliche Abschafung der Todesstrafe einsetzte, oder Friede-
rike Nadig, die mit Elisabeth Selbert die Gleichberechtigung der 
Frau ins Grundgesetz brachte, ist in jedem Fall kein gutes Zei-
chen.

Die westlichen Alliierten hatten im sogenannten Frankfurter 
Dokument Nr. 1 vom 1. Juli 1948 die Ministerpräsidenten ihrer 
Besatzungszonen dazu aufgefordert, eine «Verfassunggebende 
Versammlung» spätestens zum 1. September einzusetzen. Die 
von den Ländern entsandten Mitglieder des Parlamentarischen 
Rates konstituierten sich genau an diesem Tag im Bonner Mu-
seum Koenig und wählten noch in der ersten Sitzung Konrad 
Adenauer in das – in seiner politischen Bedeutung zunächst un-
terschätzte – Amt des Präsidenten. Die letzte Sitzung des Par-
lamentarischen Rates fand erst nach der Ratiikation des ferti-
gen Grundgesetzes durch die Landtage statt: Am 23. Mai 1949 
stellte der Parlamentarische Rat die Annahme des Grundgeset-
zes fest und verkündete es. Dieses Datum gilt als Verfassungstag 
des Grundgesetzes.

Der Parlamentarische Rat setzte sich (ohne die nicht stimm-
berechtigten Berliner) aus 65 Mitgliedern zusammen, die von 
den Landtagen bestimmt wurden. Jedes Land konnte eine sei-
nen Einwohnern entsprechende Zahl an Mitgliedern in den Par-
lamentarischen Rat entsenden. Die parteipolitische Verteilung 
wurde in allen Ländern nach dem Prinzip des Proporzes dei-
niert – dies bedeutete eine wesentliche Vorentscheidung für das 
später eingeführte Verhältniswahlrecht zur Wahl des Deutschen 
Bundestages. So bestanden die 65 stimmberechtigten Mitglieder 
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des Parlamentarischen Rates aus je 27 Christ- und Sozialde-
mokraten, die die Diskussionen politisch maßgeblich prägten, 
5 Liberalen, 2 Kommunisten, 2 Mitgliedern der nationallibera-
len Deutschen Partei und der katholischen Zentrumspartei. Be-
trachten wir die Zusammensetzung des Parlamentarischen Ra-
tes unter anderen Kriterien, so erscheint sie für ein öfentliches 
Gremium im Nachkriegswestdeutschland nicht untypisch. Nur 
vier Frauen waren Mitglieder des Parlamentarischen Rates, 
 dafür 47 ehemalige oder aktuelle Beamte und Richter, 32 von 
ihnen Juristen, 11 Ökonomen. 35 Mitglieder des Parlamenta-
rischen Rates waren promoviert. Das Durchschnittsalter der 
Mitglieder lag bei 55 Jahren, auch das ist typisch. Funktionierte 
der Nationalsozialismus als ein Regime der jungen Männer, so 
wurde die frühe Bundesrepublik zu einer Herrschaft der Alten.

Untypisch erscheint allein ein Parameter: Nur sehr wenige 
Mitglieder des Parlamentarischen Rates waren allzu tief in den 
Nationalsozialismus verstrickt gewesen, sehr viel mehr kamen 
aus der inneren oder äußeren Emigration oder hatten sich gar 
im Widerstand engagiert, einige hatten im Konzentrationslager 
gesessen. Damit blieb der Parlamentarische Rat – bis zum Ar-
beitsbeginn des Bundesverfassungsgerichts  – das einzige rele-
vante staatliche Organ in Westdeutschland, in dem die politi-
sche Opposition zum Nationalsozialismus eine Mehrheit hatte 
und damit stimmungs- und meinungsbildend wirken konnte.

Der Parlamentarische Rat war eine Kreation der Länder, po-
litisch der Ministerpräsidenten, die das Verfahren in stets kon-
liktreicher Abstimmung mit den Alliierten entwickelt hatten. 
Die Länder bestimmten die personale Ausstattung der Mitglie-
der, sie verfügten über die hilfreichen ministerialen Apparate, 
sie hatten die Mittel, um alles zu organisieren. Es war «ihr» Par-
lamentarischer Rat. Noch nach Aufnahme der Diskussionen 
blieb die Frage ungeklärt, ob Mitglieder der Landesregierungen 
ein eigenes Rederecht im Parlamentarischen Rat haben durften 
oder nicht. Die Frage wurde mit typischer Pragmatik gelöst: Die 
Vertreter wurden informell ohne Verfahrensregelung gehört. So 
bauten sich die Länder mit Hilfe des Parlamentarischen Rates 
«ihren» Bund – ein Umstand, der im Verlauf der Verfassungsge-
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schichte des Grundgesetzes schnell in Vergessenheit geriet, aber 
auch das ist für die deutsche Verfassungsgeschichte nicht neu. 
Auch im Kaiserreich gerieten die föderalen Wurzeln der Reichs-
gründung schnell in Vergessenheit. Trotz dieser Dominanz der 
Länder gelang es dem Parlamentarischen Rat, eine eigenständige 
Diskussionskultur zu entwickeln.

Betrachtet man die Anfänge des Parlamentarischen Rates vor 
dem Hintergrund der nachfolgenden Geschichte der Bundes-
republik, so fällt auf, wie viele Formen des politischen Umgangs 
uns heute als gewohnt vorkommen. Dafür zwei Beispiele: Die 
Landtage beschlossen alle das gleiche, von den Ministerpräsi-
denten entworfene «Mustergesetz», das ein Verfahren deinier-
 te, mit dem die Länder ihre Vertreter in den Parlamentarischen 
Rat entsenden konnten. Dieses Gesetz war auch dem Zeitdruck 
geschuldet, unter den die Alliierten die Ministerpräsidenten ge-
setzt hatten. Doch erscheint die Form des «Mustergesetzes» 
heute gleich als ein doppelter Vorgeschmack auf den bundes-
deutschen Föderalismus: Die Länder strebten eine einheitliche 
Regelung an und verzichteten auf föderale Vielfalt beim Wahl-
recht – und sie einigten sich auf der Ebene der Ministerpräsiden-
ten, so dass die Landtage die Entscheidung nur noch ab nicken 
konnten. Ein zweites Beispiel: Als der christdemokratische Mi-
nisterpräsident des Landes Nordrhein-Westfalen, Karl Arnold, 
den Parlamentarischen Rat in Bonn als Repräsentant des gast-
gebenden Landes begrüßte, sprach anschließend der sozialdemo-
kratische Ministerpräsident des Landes Hessen, Christian Stock, 
um die parteipolitische Ausgewogenheit zu garantieren. Auch 
dieses Bedürfnis nach einer Allparteienabsicherung blieb der 
Bundesrepublik lange erhalten – wie überhaupt die ungewisse 
Rolle des Parlamentarischen Rates zwischen einer Vertretung 
der Länder und einer Abbildung des ja in diesem Moment erst 
entstehenden bundespolitischen Parteiensystems schon in seiner 
Entstehung viel von der Praxis des Grundgesetzes, insbesondere 
vom ambivalenten Selbstverständnis des Bundesrates, vorweg-
nimmt.

Der Parlamentarische Rat arbeitete in verschiedenen Aus-
schüssen, seltener im Plenum. Die Einteilung der Ausschüsse 
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war nicht an einer Systematik, sondern an der vernünftigen Ver-
teilung der Arbeitslast angesichts der zu erwartenden Diskus-
sionen orientiert. Es wurden Ausschüsse für Grundsatzfragen, 
für Zuständigkeitsabgrenzungen, für Finanzfragen, für Wahl-
rechtsfragen, für das Besatzungsstatut und ein sogenannter 
kombinierter Ausschuss für die Organisation des Bundes sowie 
Verfassungsgerichtshof und Rechtsplege gebildet. Über diesen 
Ausschüssen stand der zur Koordination gedachte Hauptaus-
schuss, der darüber entschied, welche Vorlagen dem Plenum zur 
Abstimmung vorgelegt werden sollten. Ihm saß Carlo Schmid 
vor. Von immenser praktischer Bedeutung war zudem der spon-
tan entstandene Allgemeine Redaktionsausschuss, der sich an 
die sprachliche und systematische Bereinigung der Vorschläge 
machte. Er hatte nur drei Mitglieder: den späteren Bundesau-
ßenminister Heinrich von Brentano (CDU), den späteren Hes-
sischen Ministerpräsidenten Georg August Zinn (SPD) und den 
späteren Bundesjustizminister Thomas Dehler (FDP).

Die Ausschussarbeit gestaltete sich unterschiedlich. Völlig 
 unklar blieben die Aufgaben des Ausschusses für das Besat-
zungsstatut, dessen Inhalte ursprünglich in das Grundgesetz 
auf genommen werden sollten. Man war sich unsicher, was die 
Alliierten erwarteten, die das Problem letztlich ohne den Par-
lamentarischen Rat lösten. Besonders eizient war die Arbeit 
des Ausschusses für Grundsatzfragen, der die Gestaltung des 
Grundrechtsteils übernahm und diese von politischen Ausein-
andersetzungen weitgehend freihielt.

Zentrale Streitpunkte:  

Institutionen und Verfassungsverständnisse

Eine beeindruckende Kombination aus moralischer Ernsthaftig-
keit, politischer Kompromissbereitschaft und juristischem Sach-
verstand zeichnet die Beratungen des Parlamentarischen Rates 
aus. Dies zeigt sich besonders an den entscheidenden Streit-
punkten: Die Gestalt der föderalen Ordnung war die erste zen-
trale Linie der Auseinandersetzung in den Beratungen des Par-
lamentarischen Rates. Dabei befanden sich die Sozialdemokraten 
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in einem Dilemma zwischen ihren politischen Zielen und ihrem 
Staatsverständnis: Einerseits wollten sie keinen echten West-
staat gründen, um die Vereinigung zwischen Ostzone und West-
zonen nicht durch eine zu starke institutionelle Verfestigung zu 
vereiteln. Damit strebten sie aber auch keine wirkliche Verfas-
sung an, sondern zielten auf ein schlankes «Organisationssta-
tut» ab. Andererseits stand die SPD verfassungstheoretisch für 
eine starke Zentralgewalt, also für das institutionelle Gegenteil. 
Die Vorstellungen der Christdemokraten waren geschmeidiger. 
Sie folgten dem faktischen Vorrang der Länder und entsprachen 
mehr den Vorstellungen der Alliierten. Absolute Begrife von 
Volkssouveränität und Staatlichkeit standen ihrer politischen 
Arbeit nicht im Wege.

Eine der wichtigsten Auseinandersetzungen im Parlamentari-
schen Rat drehte sich um die Ausgestaltung der zweiten gesetz-
geberischen Kammer. Sollte nach altem deutschen Vorbild eine 
Vertretung der Länderregierungen mit gewichtetem Stimmen-
anteil eingerichtet werden, ein Bundesrat  – oder sollten sich 
nach dem amerikanischen Modell die Völker der Länder durch 
die Landtage jeweils einen oder zwei Senatoren wählen, die ihre 
Interessen im Bund vertraten? In gewisser Weise war die Senats-
lösung sowohl föderaler als auch demokratischer: Es handelte 
sich um eine direkt gewählte echte Parlamentskammer, die allen 
Ländern unabhängig von ihrer Größe gleichen Einluss zu-
sprach. Der Bundesrat dagegen würde die alte Fürstenkammer 
fortsetzen, wenn auch mit demokratisch legitimierten Regierun-
gen. Er wäre kein echtes Parlament. Der Einluss der Länder auf 
die Politik des Bundes wäre mit einem Bundesrat größer, ent-
sprechend wurde diese Alternative von den meisten Vertretern 
der CDU, vor allem von der CSU, allerdings nicht von Adenauer 
bevorzugt. Die gefundene Lösung schuf nach einigem Hin und 
Her einen Bundesrat, der jedoch in seinen Kompetenzen nicht 
dem Bundestag gleichgestellt wurde, eine Entscheidung mit gro-
ßen, vom Parlamentarischen Rat nicht abgesehenen Folgen für 
unser politisches System (S. 85 f.).

Schon der Parlamentarische Rat war Gegenstand intensiver 
Lobbyarbeit, namentlich durch Kirchen und Gewerkschaften, 
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den zwei gesellschaftlichen Gruppen, die den Nationalsozialis-
mus ohne größere politische Kompromittierung überstanden 
hatten und deren moralisches Gewicht dasjenige anderer Inter-
essenverbände überwog. Nicht ohne Neid schauten dabei die 
Gewerkschaften auf die Erfolge der Kirchen, die freilich ihrer-
seits mit den von ihnen erzielten Ergebnissen zu Unrecht gar 
nicht zufrieden waren. Die Forderungen der Gewerkschaften, 
im Grundgesetz eine Wirtschafts- und Sozialordnung in ihrem 
Sinne zu deinieren, stießen noch nicht einmal in der SPD auf 
große Resonanz. Immerhin wird man die Einfügung des Sozial-
staatsprinzips und die den Vorschlägen der Gewerkschaften fol-
gende Formulierung der Koalitionsfreiheit in Art. 9 Abs. 3 GG 
als große Erfolge verbuchen, die aber innerhalb des Parlamenta-
rischen Rates ohnehin wenig umstritten waren. Die Verabschie-
dung sozialer Grundrechte etwa auf Wohnung und Arbeit un-
terblieb allerdings, nicht zuletzt, weil die SPD glaubte, diese in 
einer «endgültigen» Verfassung unterbringen zu können.

Anderes galt für die Forderungen der Kirchen, die neben der 
Ausgestaltung des Föderalismus den zweiten zentralen Dissens 
zwischen Christdemokraten und Sozialdemokraten bildeten. 
Die Kirchen erhoften sich von der neuen Verfassung die Garan-
tie eines zentralen Platzes im öfentlichen Leben. Mit der Über-
nahme der bis heute geltenden Regeln der Weimarer Reichsver-
fassung bekamen sie einen solchen letztlich auch (S. 108 f.). Ein 
Kreuz kam freilich nicht, wie vereinzelt bei der CDU gewünscht, 
in die Bundeslagge. Von besonderer Bedeutung war die Frage 
der Bekenntnisschulen. Sollten die Eltern ein Recht darauf er-
halten, ihre Kinder in kirchlich orientierte staatliche Schulen zu 
entsenden, oder sollte eine allgemeine staatliche Schulplicht 
dies ausschließen? Die Bekenntnisschulen blieben. Sie sind bis 
heute in manchen Bundesländern weit verbreitet. Das Grundge-
setz integrierte den Religionsunterricht zudem als «ordentliches 
Lehrfach» in alle staatlichen Schulen. In diesem einmaligen Mo-
dell ist der Religionsunterricht Teil des staatlichen Unterrichts-
programms, seine Inhalte aber werden von den jeweils verant-
wortlichen Religionsgemeinschaften bestimmt. Freilich wurden 
die Länder nicht dazu gezwungen, diese Regel zu übernehmen, 
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wenn sie vor 1949 eine andere Regelung hatten. In Berlin und 
Bremen und den neuen Ländern gilt die Regelung deswegen bis 
heute nicht.

Bis zur letzten Sekunde blieb die föderale Organisation der 
Finanzverwaltung sowohl innerhalb des Parlamentarischen Ra-
tes als auch zwischen Parlamentarischem Rat und den Alliierten 
umstritten. Die Alliierten drängten auf eine möglichst dezent-
rale Finanzstruktur des Bundes mit eigenen Steuererhebungs-
möglichkeiten und einer eigenen Finanzverwaltung der Länder. 
Für sie war dies vor allem ein Mittel zur Verhinderung einer 
starken deutschen Zentralverwaltung. Heute würde man in die-
sen Vorschlägen vielleicht ein brauchbares Instrument gegen 
unser hofnungslos zwischen Bund und Ländern verlochtenes 
und daher ebenso ineizientes wie undemokratisches Finanz-
verfassungsrecht sehen. Doch obwohl die Forderungen der Alli-
ierten bei manchen Ländern wie auch bei den Christdemokra-
ten bedeutende Anhänger hatten, fanden sie im Grundgesetz 
kaum Berücksichtigung. Sie verschwanden als Verhandlungs-
masse in den Diskussionen anderer strittiger Fragen.

Im Nachhinein scheint es, dass die großen Streitfragen im 
 Parlamentarischen Rat weniger entschieden als langsam aus ge-
handelt wurden. Dies lag auch an der von vielerlei Miss  verständ-
nissen und Übersetzungsschwierigkeiten gezeichneten Kom mu-
nikation mit den ihrerseits unter sich zerstrittenen Alliierten. Es 
hing jedoch vornehmlich damit zusammen, dass das Ergebnis 
der Debatten eben nicht nur von einer politischen Mehrheit, 
sondern vom Konsens aller Fraktionen mit Ausnahme der KPD 
getragen werden musste, sollte das Ergebnis funktionsfähig 
sein. Bedenkt man diese Notwendigkeit zum Kompromiss, so 
bleibt bemerkenswert, wie knapp und geschlossen der Urtext 
des Grundgesetzes geriet. Für den Stil des Grundgesetzes war 
die Unterstellung, es werde ein Provisorium, wohl ein Glücks-
fall. Hier waren nicht viele Worte zu machen, die Worte, die ge-
macht wurden, sollten eine rechtliche Bedeutung haben. Zwang 
zum Konsens, das ist auch eine Lehre für die Gegenwart, recht-
fertigt keinen schlechten Verfassungsstil (S. 60 f.).
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Zweierlei Verfassungsverständnis:  

das Beispiel der Menschenwürde

Die Verhandlungen im Parlamentarischen Rat waren also trotz 
der genannten Konlikte im Ganzen durch das Bemühen um 
Konsens und einen vorsichtigen politischen Umgang miteinan-
der geprägt. Man durfte den prekären Zusammenhalt nach in-
nen nicht in Frage stellen und wollte sich gegenüber den Alli-
ierten keine Blöße geben. Dies verleiht den Diskussionen ihr 
eigenes Pathos der Sachlichkeit. Wie gesehen, gab es trotzdem 
einige politisch inspirierte Auseinandersetzungen. Neben diesen 
zeigen die Beratungen des Parlamentarischen Rates auch grund-
legende Unterschiede im Verfassungsverständnis. Hierbei ging 
es weniger um den Inhalt konkreter Bestimmungen des Grund-
gesetzes als um deren Begründung. Für die Interpretation des 
Grundgesetzes sind diese Diferenzen bis heute von besonderem 
Interesse.

Die wichtigste dieser Debatten lässt sich anhand zweier Mit-
glieder des Parlamentarischen Rates darstellen, des Sozialdemo-
kraten Carlo Schmid und des Christdemokraten Adolf Süster-
henn. Carlo Schmid war von der SPD als zentrale Figur des Rates 
ausersehen worden. Er war ihr Star und sollte sich als Vorsit-
zender des Hauptausschusses auch politisch proilieren. Bald 
schon stand er allerdings in Adenauers Schatten, aus dem er nie 
mehr herauskommen sollte. Adenauer hatte erkannt, dass das 
Präsidium des Parlamentarischen Rates, seine Funktion der Au-
ßenvertretung von politisch entscheidender Bedeutung war. Für 
die Inhalte des Grundgesetzes aber war Schmid viel bedeutsamer 
als Adenauer. Schmid konnte als habilitierter Jurist seine theo-
retischen Einsichten immer wieder in die Debatte einbringen. Er 
hatte, vielleicht auch durch seine Frankreichkenntnis vermittelt, 
ein dezidiert politisches und staatsbezogenes Verfassungsver-
ständnis. Für ihn war eine Verfassung in all ihren Teilen Aus-
druck demokratischer Selbstbestimmung des deutschen Volkes. 
Sie setzte also die freie Entscheidungsfähigkeit des ganzen deut-
schen Volkes voraus – und an beiden Voraussetzungen zweifelte 
Schmid angesichts des alliierten Einlusses und des Ausschlusses 
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der Ostdeutschen. Aus diesem Grund war es für Schmid beson-
ders wichtig, die entstehende Ordnung als provisorisch zu ver-
stehen. Adolf Süsterhenn, Mitglied der CDU, rheinischer Katho-
lik, der später als Richter, Rechtswissenschaftler und Mitglied 
der Europäischen Menschenrechtskommission arbeitete, hatte 
ein anderes Verfassungsverständnis. Häuig berief er sich in den 
Verhandlungen des Parlamentarischen Rates auf christliches 
Naturrecht. Nach dem «Sündenfall» des Nationalsozialismus 
verstand er das Grundgesetz als eine Ordnung, die universale, 
aus dem Christentum folgende Gerechtigkeitsstandards zum 
Ausdruck bringen sollte.

Deutlich werden die Unterschiede zwischen beiden in der 
Diskussion um die Bedeutung der Menschenwürde, der ersten 
Norm des Grundgesetzes. Dass das Grundgesetz mit einer fun-
damentalen Norm beginnen sollte, die den Schutz des Individu-
ums gerade angesichts der Schrecken des Nationalsozialismus 
in durchaus dramatischer Form zum Ausdruck bringen sollte, 
war in den Verhandlungen des Parlamentarischen Rates bald 
unumstritten. Die Frage aber blieb, wie ein solches Bekenntnis 
zu verstehen war. Nahm der Parlamentarische Rat hier einen 
ohnehin geltenden moralischen Satz aus dem christlichen Na-
turrecht bloß zur Kenntnis, so Süsterhenn, oder schuf er aus 
 seiner eigenen demokratischen Gestaltungsmacht etwas Neues, 
einen Satz, mit dem sich das deutsche Volk auch zu seiner poli-
tischen Verantwortung gegenüber dem Nationalsozialismus be-
kannte, so Schmid. Anders formuliert: War der Nationalsozia-
lismus ein moralisches oder ein politisches Problem? Schmid 
und Süsterhenn mussten sich im Parlamentarischen Rat nicht 
auf ein gemeinsames Verfassungsverständnis einigen. Die Men-
schenwürde wurde in das Grundgesetz aufgenommen und es 
blieb den Interpreten überlassen, welchen Geltungsgrund sie 
haben sollte. Theodor Heuss formulierte dies, indem er die Men-
schenwürde als «nicht interpretierte These» bezeichnete.

Wessen Deutung aber erwies sich als zutrefend? Es kommt 
darauf an. Historisch hatte Schmid Recht. Die Idee, die Men-
schen würde zu einer verfassungsrechtlichen Garantie zu ma-
chen, ist nicht Ausdruck immerwährender Universalität, sondern 
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ein typisches Produkt der Nachkriegszeit. Ältere Verfassungen 
kennen die Menschenwürde nicht als ein eigenes Grundrecht. 
Erst die Schrecken des Zweiten Weltkriegs brachten den Parla-
mentarischen Rat, aber auch die Verfasser der Universalen Er-
klärung der Menschenrechte dazu, ein solches Menschenrecht 
zu entwickeln. Was in der demokratischen Tradition eigent-
lich als selbstverständlich galt, bedurfte nun der Kodiikation. 
So gesehen war das Bekenntnis zur Menschenwürde neuartig 
und in der Tat Resultat einer speziischen politischen Entschei-
dung, wie Schmid annahm. Süsterhenns moralisches Menschen-
rechtsverständnis jedoch erwies sich in der weiteren Diskussion 
als ungleich erfolgreicher. Die Menschenwürde wurde bereits 
vom Parlamentarischen Rat zu einem unabänderlichen Teil des 
Grundgesetzes erhoben und gewann damit einen quasi-mora-
lischen Status. Die Verfassungsrechtswissenschaft verband die 
Menschenwürde mit der Kantischen Philosophie, aber interes-
santerweise gerade nicht mit Kants Rechtsbegrif, sondern mit 
einer aus seiner Moralphilosophie übernommenen Würdekon-
zeption – und auch das Bundesverfassungsgericht beteiligt sich 
bis heute an einem stark mit moralischen Vorstellungen angerei-
cherten Menschenwürdeverständnis. Schließlich stößt die Idee 
einer grundrechtlichen Menschenwürdegarantie auch außer-
halb Deutschlands auf Interesse. Sie indet sich in vielen neueren 
Verfassungen und internationalen Verträgen, die nicht selten 
auch vom Grundgesetz inspiriert sind. Süsterhenn scheint also 
Recht behalten zu haben. Schmid aber würde die Frage stellen, 
ob sich hinter diesen vielen verschiedenen Bekenntnissen zur 
Menschenwürde nicht doch stets ganz unterschiedliche politi-
sche Vorstellungen von einem Minimum an richtiger Ordnung 
verbergen (S. 44 f.).

Der Umgang mit der Weimarer Tradition

Die Weimarer Republik diente den Diskussionen des Parlamen-
tarischen Rates zumeist nur als negatives Vorbild. Sehr viele 
Mitglieder des Parlamentarischen Rates waren bereits in Wei-
mar politisch aktiv gewesen. Drei waren sogar an der Ausarbei-
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